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Antrag
des Landes Baden-Württemberg

Entschließung des Bundesrates - Digitalisierung der Energie-
wende - Rasche Umsetzung der Strombinnenmarktrichtlinie  
(RL 2019/944/EU)

Der Ministerpräsident Stuttgart, 26. Mai 2020 
des Landes Baden-Württemberg

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Dr. Dietmar Woidke

Sehr geehrter Herr Präsident,

die Landesregierung von Baden-Württemberg hat beschlossen, dem Bundesrat die 

als Anlage beigefügte

Entschließung des Bundesrates „Digitalisierung der Energiewende - Rasche 

Umsetzung der Strombinnenmarktrichtlinie (RL 2019/944/EU)“

zuzuleiten.

Ich bitte Sie, die Vorlage gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Bundes-

rates in die Tagesordnung der 990. Sitzung des Bundesrates am 5. Juni 2020 aufzu-

nehmen und sie anschließend den Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen.

Mit freundlichen Grüßen 

Winfried Kretschmann



 



Entschließung des Bundesrates - Digitalisierung der Energiewende - Rasche 
Umsetzung der Strombinnenmarktrichtlinie (RL 2019/944/EU)
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Der Bundesrat möge folgende Entschließung fassen:

1. Der Bundesrat begrüßt, dass durch die Zertifizierung des dritten Smart-Meter-

Gateway und der darauf aufbauenden Markterklärung durch das Bundesamt für Si-

cherheit in der Informationstechnik (BSI), die Grundlage für den Smart-Meter Roll-

Out geschaffen wurde. Die Digitalisierung von Verbrauchszähleinrichtungen und 

Energieerzeugungsanlagen ist die Voraussetzung zur optimalen Steuerung eines 

auf Erneuerbaren Energien gegründeten Energieversorgungssystems. So eröffnen 

sich neue Möglichkeiten für Geschäftsmodelle, beispielsweise der regionalen Ver-

sorgung, und für ein optimales Last- und Einspeisemanagement zur Verringerung 

unnötiger Netzmanagementkosten.

2. Der Bundesrat betont die Rolle, die intelligente Messsysteme im Rahmen der Ener-

giewende einnehmen: Sogenannte intelligente Messsysteme (iMSys) tragen durch 

ihre innovativen Technologien zur nötigen Transparenz bezüglich des Energiever-

brauchs bei und leisten zudem einen wichtigen Beitrag zum Ausbau moderner intel-

ligenter Netze. Intelligente Messsysteme bestehen aus einer modernen Messein-

richtung (mME) und einer Kommunikationseinheit. Verbrauchern soll damit ermög-

licht werden, zukünftig ihren eigenen Stromverbrauch durch mehr Informationen 

sowie durch Nutzung zukünftiger dynamischer Tarife zu optimieren. Außerdem las-

sen sich weitere digitale Messeinrichtungen, beispielsweise für Gas, Fernwärme 

und Wasser in Verbindung mit einem Smart-Meter-Gateway in das intelligente 

Messsystem einbinden. 

Parallel profitieren die Netzbetreiber durch intelligente Messsysteme von der Über-

mittlung wichtiger Netzzustands- und Nutzungsdaten. Sie werden in die Lage ver-

setzt, den Energieverbrauch mit der volatilen Erzeugung durch Wind und Sonne 

besser zu synchronisieren. Damit kann eine gleichmäßigere Auslastung der Netz-

und Produktionskapazitäten und letztlich eine höhere Energieeffizienz erreicht wer-

den (Lastmanagement).

3. Der Bundesrat begrüßt die vom Europäischen Parlament und dem Europäischen 

Rat verabschiedete Verordnung (EU) 2019/943 sowie die dazugehörige Richtlinie 

zur Weiterentwicklung des Elektrizitätsbinnenmarkts (2019/944/EU), mit denen 

dessen Flexibilisierung und die Partizipationschancen der Bürgerinnen und Bürger 

an der Energiewende vorangetrieben werden sowie eine bessere Auslastung und 

Steuerung der Netze und eine Optimierung des Verbrauchsverhaltens erreicht wer-

den sollen. Die für die Umsetzung dieser EU-Richtlinie 2019/944/EU festgelegte 

Frist endet am 31. Dezember 2020.
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4. Daher bittet der Bundesrat die Bundesregierung, die Richtlinie 2019/944/EU mög-

lichst rasch in nationales Recht umzusetzen, um die erstmalig in diesem Kontext 

aufgegriffenen verbraucherschützenden Maßnahmen, wie beispielsweise die Vor-

gaben zu einem unabhängigen Vergleichsportal und den Anspruch auf einen Ver-

trag mit dynamischen Stromtarifen, auf dem Energiemarkt innerstaatlich zu normie-

ren.

5. Der Bundesrat stellt fest, dass eine Beschleunigung der Versorgung mit intelligen-

ten Messsystemen (iMSys), das heißt deren Rollout, dringend geboten ist, da in 

Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern der EU deutlich weniger iMSys im 

Einsatz sind. 

Darüber hinaus müssen auch die technischen Voraussetzungen für die tarifabhän-

gige Steuerung energieintensiver Verbrauchsstellen geschaffen werden. Hierzu ge-

hören beispielsweise eine sichere Steuereinrichtung zum Anschluss an das Smart-

Meter-Gateway in Verbindung mit einer praxistauglichen Kommunikationsplattform 

zur Nutzung, Messung und Abrechnung von dynamischen Stromtarifen.

6. Der Bundesrat betont in diesem Zusammenhang, dass die Akzeptanz durch End-

verbraucher eine zwingende Voraussetzung für die weitere Verbreitung intelligenter 

Messsysteme darstellt. Dies kann jedoch nur erreicht werden, wenn zeitgleich mit 

der Umsetzung der Richtlinie 2019/944/EU, d.h. spätestens zum 1. Januar 2021, 

die Bundesregierung die Bundesnetzagentur auffordert, den Anbietern aufzutragen, 

dynamische Tarife in Verbindung mit dem Rollout von intelligenten Messsystemen 

in ihre Angebote aufzunehmen. Dynamische Tarife stellen eine wesentliche Vo-

raussetzung dar, damit Endverbraucher von der modernen Technologie profitieren 

können.

7. Darüber hinaus bittet der Bundesrat aus Akzeptanzgründen – insbesondere in Be-

zug auf die Kosten-Nutzen-Analyse – die Bundesregierung zu prüfen, ob der Ver-

braucher entlastet werden kann, indem die von ihm für die intelligenten Messsys-

teme zu tragenden Kosten aus Mitteln der Nationalen Klimaschutzinitiative oder des 

Energie- und Klimafonds der Bundesregierung zumindest teilweise und für eine be-

fristete Übergangszeit zur Verfügung gestellt werden können. Damit würden die von 

der Bundesregierung beschlossene Energiewende und der Umstieg von fossilen zu 

erneuerbaren Energien die Verbraucher finanziell weniger belasten. Alternativ bittet 

der Bundesrat die Bundesregierung zu prüfen, ob noch weitere Ausnahmetatbe-

stände, über die bereits bestehende Grenze eines Jahresverbrauchs von 6.000 

kWh hinaus, von einem verpflichtenden Einbau vorgesehen werden sollten.

8. Der Bundesrat bittet um Prüfung, wie im Zusammenhang mit der Digitalisierung der 

Energiewende neben der Richtlinie 2019/944/EU auch die Energieeffizienzrichtlinie 

2018/2002/EU (EED), die bis spätestens 25. Oktober 2020 in nationales Recht um-

zusetzen ist, beim Rollout von intelligenten Messsystemen im Interesse der Ver-

braucher mit einbezogen werden kann. Durch die mögliche, spartenübergreifende 

Übertragung von Messwerten aus den Bereichen Strom, Wärme, Gas und Wasser 

mit einem sicheren Smart-Meter-Gateway können für alle Marktbeteiligten Syner-
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gieeffekte genutzt werden. Der gesamte Energieverbrauch wird transparenter und 

nachvollziehbarer. Verbraucherinteressen wie beispielsweise der Schutz der Pri-

vatsphäre bzw. der Datenschutz und die Datensicherheit sind bei der Bündelung, 

Verarbeitung, Verteilung und Übertragung der Messwerte einzuhalten.

Begründung:

Zu Ziffer 1:

Intelligente Messsysteme können nicht nur dem Verbraucher Einsparpotenziale 

beim Stromverbrauch aufzeigen, sondern leisten zukünftig auch einen wichtigen Bei-

trag bei der Energiewende. Die witterungsbedingt schwankende Stromerzeugung 

aus Erneuerbaren Energien erfordert es, Energieerzeugung, Energietransport, Ener-

giespeicherung und Energieverbrauch intelligent und effizient miteinander zu ver-

knüpfen. In einem auf Erneuerbare Energien gegründeten Energieversorgungssys-

tem verbindet moderne Kommunikations- und Steuerungstechnik die verschiedenen 

Teile des Energiesystems und stimmt diese aufeinander ab. Smart Meter stellen da-

bei die Verbindung zwischen den einzelnen Verbrauchern und dem Stromnetz sowie 

den Energieversorgungsunternehmen her, so dass die Netzbetreiber das Netz bes-

ser steuern und unnötige Netzmanagementkosten vermeiden können.

Zu Ziffer 2:

Der seitens der Bundesregierung beschlossene Wechsel von fossilen Energieträgern 

zu regenerativen Energien stellt ein wesentliches Element der Energiewende dar. Al-

lerdings ist der Ausbau erneuerbarer Energien für sich allein noch kein Garant für ei-

ne sichere Stromversorgung. Für die weitere Ausgestaltung der Energiewende wer-

den Information und Steuerung über intelligente Messsysteme als ein zentrales Ele-

ment einer zukunftsfähigen digitalen Energieversorgung angesehen. Sie liefern allen 

Beteiligten wichtige Daten, unter anderem über Netzlast, Einspeisungen, Verbrauch 

sowie Speicherung und stellen die Grundlage für dynamische Tarife dar.

Zu Ziffer 3:

In Artikel 20 und 21 der noch umzusetzenden Richtlinie 2019/944/EU wird die zu-

künftige Funktion intelligenter Messsysteme detailliert erläutert sowie der Anspruch 

der Verbraucherinnen und Verbraucher auf solche Systeme zu fairen, angemesse-

nen und kosteneffizienten Bedingungen geregelt. Damit verbunden ist sowohl die 

Partizipationschance der Endverbraucher an der Energiewende als auch ein besse-

res Lastmanagement der Netze sowie eine Optimierung des Verbrauchsverhaltens.

Zu Ziffer 4:
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Erstmalig in einer EU-Richtlinie zum Elektrizitätsbinnenmarkt ist der Stärkung und 

dem Schutz der Verbraucher ein gesamtes Kapitel gewidmet. Zu den wesentlichen 

verbraucherschützenden Regelungen zählen beispielsweise neben Vorgaben zu den 

Gebühren und Fristen beim Versorgerwechsel auch der Anspruch auf Partizipation 

und aktive Teilnahme der Verbraucher am Energiemarkt, insbesondere der Anspruch 

auf dynamische Stromtarife. Zudem wird der Zugang zu wirksamen Beschwerdestel-

len und unabhängigen außergerichtlichen Streitbeilegungsverfahren vorgegeben. 

Darüber hinaus nehmen die Vorgaben für neutrale Energiepreisvergleichsportale ei-

ne besondere Stellung ein, da es sich bei der Energieversorgung um einen Bereich 

der Daseinsvorsorge handelt, für den besondere Anforderungen an Transparenz, 

Zuverlässigkeit und Verlässlichkeit gelten. Um ein Klageverfahren der EU zu vermei-

den, hat die nationale Umsetzung der EU-Richtlinie bis 31. Dezember 2020 zu erfol-

gen.

Zu Ziffer 5:

Die aktuelle Lage der Verbreitung von intelligenten Messsystemen in Europa zeigt 

ein inhomogenes Bild. Deutschland wird innerhalb von drei Jahren nach Feststellung 

der technischen Möglichkeit zehn Prozent der Messstellen mit intelligenten Messsys-

temen ausstatten (§ 45 Abs.1 Nr.2 MsbG). Die vorgenannte, erforderliche Feststel-

lung wurde erst im Januar 2020 getroffen, so dass nach jetziger Einschätzung bis 

Ende 2020 voraussichtlich weniger als fünf Prozent der Haushalte mit intelligenten 

Messsystemen ausgestattet werden und Deutschland damit deutlich hinter der Ver-

breitung in anderen Mitgliedsstaaten zurückbleibt. 

Die Mehrzahl der deutschen Haushalte ist derzeit von der gesetzlichen Einbaupflicht 

intelligenter Messsysteme nicht betroffen, sondern wird nach der aktuellen Rechtsla-

ge bis 2032 mit einer modernen Messeinrichtung ohne Kommunikationseinheit aus-

gestattet. Um perspektivisch regenerative Energien effizient nutzen zu können, müs-

sen jedoch intelligente Messsysteme sowie die erforderlichen Steuerboxen zu den 

Verbrauchs-/Speichergeräten möglichst flächendeckend eingeführt werden. Davon 

profitieren Verbraucher, Netzbetreiber und Stromerzeuger gleichermaßen. Mit der 

Etablierung der dafür erforderlichen diversen technischen Voraussetzungen sollte so 

schnell wie möglich begonnen werden.

Zu Ziffer 6:

Die weitere Verbreitung intelligenter Messsysteme kann nur erfolgen, wenn deren 

Akzeptanz bei den Endverbrauchern gefördert wird. Der Großteil der deutschen 

Haushalte profitiert aus derzeitiger Sicht nur begrenzt vom Smart Meter Rollout. Um 

die vorgesehenen Mehrwerte zu erreichen, ist die Einführung dynamischer, insbe-

sondere auch lastabhängiger Tarife unabdingbar, damit die Endverbraucher von 

volatilen Preisen profitieren. Die Bundesregierung soll daher die Bundesnetzagentur
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auffordern, im Zusammenhang mit dem Rollout intelligenter Messsysteme durch die 

Messstellenbetreiber, den Energielieferanten aufzutragen, dynamische Tarife in ihre 

Angebote aufzunehmen.

Zu Ziffer 7:

In Art 19 der EU-Richtlinie 2019/944/EU ist geregelt, dass Endverbraucher und Er-

zeuger nicht mit unverhältnismäßigen Kosten belastet und die grundzuständigen 

Messstellen- bzw. Netzbetreiber nicht zu einer betriebswirtschaftlich unverhältnismä-

ßigen Einbaumaßnahme verpflichtet werden dürfen. 

Um Kosten und Nutzen in ein angemesseneres Verhältnis zu bringen, ist neben ei-

nem hinreichenden Angebot an dynamischen Stromtarifen (sowie an Angeboten zur 

spartenübergreifenden Erfassung und Abrechnung der Verbrauchsdaten von Wärme, 

Gas und Wasser – siehe Ziffer 8) die Marktreife der noch zu entwickelnden Steuer-

boxen zum netzlastabhängigen und tarifgesteuerten Betrieb von Speichern und von 

energieintensiven Geräte erforderlich. 

Darüber hinaus wäre aus Akzeptanzgründen erforderlich, die von den Verbrauchern 

zu tragenden Kosten durch eine staatliche Förderung intelligenter Messsysteme, ins-

besondere für verbrauchsärmere Haushalte, zu reduzieren. Dies könnte mit Mitteln 

der Nationalen Klimaschutzinitiative oder des Energie- und Klimafonds der Bundes-

regierung erfolgen. Zu prüfen wäre weiterhin, ob weitere Ausnahmen von einem ver-

pflichtenden Einbau vorgesehen werden sollten.

Zu Ziffer 8:

In Deutschland wurde im Jahr 2016 das Gesetz zur Digitalisierung der Energiewende 

mit dem Messstellenbetriebsgesetz (MsbG) erlassen. In diesem Zusammenhang hat 

die Bundesnetzagentur für die Kommunikation zwischen den Marktbeteiligten im Be-

reich Strom bereits Vorgaben zur Umsetzung der Erfordernisse des Gesetzes zur Di-

gitalisierung der Energiewende erstellt („Marktkommunikation 2020“, MaKo 2020). 

Danach werden Messwerte durch den Messstellenbetreiber wie gesetzlich angeord-

net sternförmig verteilt. 

Mit dem Beschluss der Energieeffizienzrichtlinie 2018/2002/EU (EED-Richtlinie) hat 

die EU zwischenzeitlich weitere Anforderungen im Energiesektor auf den Weg ge-

bracht. Neben dem Stromverbrauch sollen auch die Verbrauchsdaten von Wärme, 

Gas und Wasser digitalisiert werden. Dadurch soll eine spartenübergreifende und für 

Verbraucher transparentere Abrechnung ermöglicht werden. Um dieses Ziel zu errei-

chen, müssen daher künftig – in Anlehnung an die MaKo 2020 – alle Verbrauchsda-

ten der verschiedenen Sparten vom Messstellenbetreiber sternförmig verteilt werden. 

Hieraus resultieren Synergien bei der Digitalisierung der Zähler von Strom, Wärme, 

Wasser und Gas. Darüber hinaus kann die Digitalisierung auch noch einen zusätzli-

chen Mehrwert bieten, indem die Möglichkeit geschaffen wird, weitere Sensorik und 

Smart-Home-Anwendungen über ein sicheres Smart-Meter-Gateway anzubinden.
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